
Aktenzeichen: 5 AZR 723/87
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Urteil vom 23* November 1033

- 5 AZR 723/87 -
I. Arbeitsgericht 

Düsseldorf
Urteil vom 29. Januar 1987 
- 2 Ca 6056/86 -

II. Landesarbeitsgericht
Düsseldorf

Urteil vom 4. August 1987 
- 11 (4) Sa 391/87 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse: Ja
Für das Bundesarchiv: Nein

Entscheidungsstichwort:
Lohnpfändung - Umfang eines vorher erteilten Überweisungs­
auftrags

Gesetz: BGB § 400; ZPO .$ 850 c

Leitsatz:
Erteilt ein Arbeitnehmer zusammen mit einer Gehaltsabtre­
tung zugunsten seines Darlehensgläubigers seinem Arbeitge­
ber den Auftrag, die laufenden Darlehensraten vom Gehalt zu 
überweisen, so erstreckt sich dieser Auftrag nicht von 
vornherein auf den u n pfändbaren Teil des Gehalts.
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5 AZR 723/87
11 (4) Sa 391/87 Düsseldorf
Verkündet am 
2 3 . November 1988 Im Namen des Volkes!
Clobes,
Reg.-Hauptsekretär 
als Urkundsbeamter

Urteil
der Geschäftsstelle In Sachen

pp.

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 23. November 1988 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Thomas, die Richter Dr. Gehring und Dr. Olderog
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sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Kalb und Nitsche für Recht 
erkannt:

1. Auf die Revision der Klägerin wird 
das Urteil des Landesarbeitsgerichts 
Düsseldorf vom 4. August 1987
- 11 (4) Sa 391/87 - aufgehoben.

2. Auf die Berufung der Klägerin wird
das Urteil des Arbeitsgerichts Düsseldorf 
vom 29. Januar 1987 - 2 Ca 6056/86 - abge­
ändert :

Die Beklagte wird verurteilt, an 
die Klägerin 1.158,20 DM nebst 4 % 
Zinsen seit dem 12. September 1986 
zu zahlen.

3. Die Beklagte hat die Kosten des Rechts­
streits zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob Darlehensraten aufgrund 
eines Überweisungsauftrages zugunsten des Post-Spar- und Darle­
hensvereins vom unpfändbaren Teil des Gehalts einbehalten werden 
dürf en.

Die bei der Beklagten angestellte Klägerin hatte beim Post- 
Spar- und Darlehensverein ein Darlehen aufgenomraen und hierzu 
u.a. formularmäßig folgendes vereinbart:

"5. Der Darlehensnehmer beauftragt die Be­
soldungskasse, die Zins- und Tilgungs­
beträge von seinen Bezügen aus der Post­
kasse einzubehalten und an den Verein 
abzuführen. Der Verein wird gebeten, in 
seinem Namen die Besoldungskasse hiervon 
zu unterrichten.
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6» Zur Sicherung aller Ansprüche des PSpDV 
aus diesem Vertrag tritt der Darlehens­
nehmer an den PSpDV ab:
a) den pfändbaren Teil seiner jeweiligen 

Bezüge aus der Postkasse sowie etwaiger 
weiterer Einkommen und seinen Anspruch 
gegen die Postkleiderkasse auf Beitrags­
rückerstattung. ..."

Der Post-Spar- und Darlehensverein unterrichtete die Beklag­
te von dem Überweisungsauftrag, jedoch legte er die Abtretung 
selbst nicht offen.

Im Februar 1986 pfändeten Gläubiger in vollem Umfang den 
pfändbaren Teil des Gehalts der Klägerin. Die Beklagte führte 
daraufhin von dem unpfändbaren Teil des Gehalts in den Monaten 
Februar bis Mai 1986 jeweils monatlich 205,-- DM und im September 
1936 355,“- DM an den Post-Spar- und Darlehensverein ab.

Die Klägerin wendet sich in diesem Rechtsstreit gegen den 
Abzug vom unpfändbaren Gehaltsteil und hat die Beklagte mit 
Schreiben vom 11. September und 22. September 1986 zur Rückzah­
lung von 1.158,20 DM aufgefordert. Darüber hinaus hat die Kläge­
rin mit Schreiben vom 23. September 1986 der Beklagten mitge­
teilt, daß sie ab sofort mit freiwilligen Abzügen Uber die Pfän­
dungsfrei grenzen hinaus nicht einverstanden sei und ein etwa be­
stehendes früheres Einverständnis ausdrücklich widerrufe«. Dieses 
Schreiben ist der Beklagten am 1. Oktober 1986 zugegangen.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, die Beklagte dür­
fe die Darlehensraten nur vom pfändbaren Teil des Gehalts einbe­
halfen, denn nur insoweit habe die Klägerin ihre Gehaltsforderung
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an den Post-Spar- und Darlehensverein abgetreten und gemäß § 400 
BGB auch nur abtreten können. Der zusammen mit der Abtretung er­
teilte Überweisungsauftrag gemäß Ziff. 5 der Darlehensbedingungen 
könne über den Umfang der Abtretung nicht hinausgehen. Aber 
selbst wenn dieser Auftrag den unpfändbaren Teil des Gehalts so 
lange erfassen sollte, bis er widerrufen werde, so sei die Kläge­
rin auf diese Möglichkeit nicht hingewiesen worden. Damit habe 
der Post-Spar- und Darlehensverein gegen § 9 Abs. 2 Nr. 1 des 
AGB-Gesetzes verstoßen.

Die Klägerin hat beantragt,
die Beklagte zu verurteilen, an die Klägerin 
1.158,20 DM nebst 4 % Zinsen seit dem 
12. September 1986 zu zahlen.

Die Beklagte hat Klageabweisung beantragt und hierzu ausge- 
führt, der gemäß Ziff. 5 der Darlehensbedingungen erteilte Auf­
trag zur Abführung der Zins- und Tilgungsraten erfasse auch den 
unpfändbaren Gehaltsteil. Zwar dürfe nach § 400 BGB nur der 
pfändbare Teil der Gehaltsforderung zur Sicherheit an den Darle- 
hensgeber abgetreten werden, jedoch seien die Darlehensraten 
nicht aufgrund der Abtretung, sondern allein kraft des Abbu­
chungsauftrags einbehalten worden. Da die Klägerin diesen jeder­
zeit widerrufen konnte, bedürfe sie nicht des Schutzes des § 400 
BGB, der sich nach seinem Wortlaut sowie nach dem Sinn und Zweck 
der Vorschrift nicht auf widerrufliche Abbuchungsaufträge er­
strecke. Erst nach einem Widerruf dieses Auftrags werde die Ab­
tretung durch den Post-Spar- und Darlehensverein offengelegt und 
sei nur 'noch im Rahmen des pfändbaren Gehaltsteils zu berücksich­
tigen .
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Das Arbeitsgericht.hat die Klage abgewiesen. Das Landesar- 
* *beitsgericht hat die Berufung zurückgewiesen. Die Klägerin ver­

folgt mit der Revision ihr Klagziel weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r u n d e  :

Die Revision ist begründet und mußte zur antragsgemäßen Ver­
urteilung der Beklagten führen.

I. Die Beklagte ist zur Zahlung der vom unpfändbaren Teil des 
Gehalts einbehaltenen Darlehensraten verpflichtet. Dieser An­
spruch ergibt sich aus § 611 BGB, denn die Beklagte hat insoweit 
die Gehaltsforderung der Klägerin nicht erfüllt. Die Beklagte 
durfte den unpfändbaren Teil des Gehalts nicht zur Tilgung der 
Darlehensschuld der Klägerin verwenden. Die Beklagte darf an ei­
nen Dritten - hier den Post-Spar- und Darlehensverein - nur zun 
Zwecke der Erfüllung leisten, wenn die Klägerin damit einverstan­
den ist (§ 362 Abs. 2 BGB in Verb, mit § 185 BGB). An diesem Ein- 
verständnis fehlt es.

II. Das Landesarbeitsgericht hat demgegenüber ausgeführt, daß 
der Abzug der Darlehensraten vom unpfändbaren Teil des Gehalts 
aufgrund der Abbuchungsermächtigung zu Recht erfolgt sei, denn 
diese erstrecke sich auch auf die unpfändbaren Gehaltsteile. Die 
Klägerin könne nach der Gehaltspfändung über den unpfändbaren 
Teil des Gehalts frei verfügen und die Beklagte anwe.tsen, davon 
bestimmte Zahlungen zu leisten, genauso wie ’wenn die Klägerin vom

-  6 -JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


unpfändbaren Teil des Gehalts bestimmte Verpflichtungen bar er­
fülle.

Das Landesarbeitsgericht hat hierzu die Auffassung vertre­
ten, der vereinbarte Abzug der Darlehensraten vom Gehalt solle 
auch nicht stillschweigend nur so lange gelten, wie die Abführur. 
der Lohnbeträge aus dem pfändbaren Teil des Lohnes möglich sei.

III. Dieser Auslegung der Vorinstanz kann nicht gefolgt werden. 
Es handelt sich um forraularmäßige Darlehensbedingungen, die vom 
Revisionsgericht selbst ausgelegt werden können; denn es ist ein 
typischer Vertrag, bei dem das Revisionsgericht nicht, wie bei 
sonstiger Vertragsauslegung, auf die Nachprüfung beschränkt ist, 
ob die Auslegung denkgesetzlich und nach den Regeln der Erfahrne 
möglich ist und ob die gesetzlichen und allgemein anerkannten 
Auslegungsregeln beachtet sind (SAGE 6, 280, 285 = AP Mr. 1? zu 

§ 64 ArbGG 1953).

1. Der Wortlaut des Überweisungsauftrags (Ziff. 5 des Darle- 
hensvertrages) läßt allein noch nicht erkennen, ob er auf den 
pfändbaren Teil des Gehalts beschränkt ist oder nicht. Bei der 
Auslegung einer Willenserklärung sind aber alle Begleitumstände 
zu würdigen, die für die Frage, welchen Willen die Beteiligten 
bei ihrer Erklärung gehabt haben, von Bedeutung sind (BAGE 22, 
424, 426 = AP Nr. 33 zu § 133 BGB).

In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, daß die z i
gerin nicht lediglich einen Überweisungsauftrag erteilt hat
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(Ziff. 5 der Darlehensbedingungen), sondern den pfändbaren Teil 
der Gehaltsforderung an den Post-Spar- und Darlehensverein abge­
treten hat (Ziff. 6 der Darlehensbedingungen). Die Vorinstanz hat 
diesen Zusammenhang nicht berücksichtigt und ihre Schlußfolgerung 
allein aus dem Überweisungsauftrag gezogen. Insoweit hat das Be­
rufungsgericht an die Rechtsprechung angeknüpft, wonach eine wi­
derruflich erteilte Einzugsermächtigung anstelle einer Abtre­
tung nicht dem Abtretungsverbot des § 400 BGB unterliegt (3GHZ i!, 
"53, 167). Hier ist es jedoch anders, denn die Klägerin hat nicht 
lediglich einen Abbuchungsauftrag erteilt, sondern vor allem ihre 
Gehaltsforderung - allerdings nur in pfändbarer Höhe - abgetre­
ten. Da die Abtretung der Beklagten nicht offengelegt werden 
sollte, solange die Klägerin ihre Verpflichtung aus dem Darle­
hensvertrag erfüllt, mußte die Beklagte sie zwangsläufig unbe­
rücksichtigt lassen. Andererseits mußte der Post-Spar- und Darle­
hensverein - vor Offenlegung der Abtretung - sicherstellen, daß
vom Gehalt der Klägerin laufend die Darlehensraten einbehalten 
und an ihn abgeführt werden. Dazu diente der zusammen mit der 
Abtretung erteilte Überweisungsauftrag gemäß Ziff. 5 der Darin
hensbedingungen, der aus diesem Grunde die Abtretung nur ei inzt
end folglich nicht über den Umfang der Abtretung hinausgeht n--
5er> Auftrap; zugunsten des Post-Spar- und Darlehensvereins

" 1 4 ' 1 V j 1nu>
rutung, solange die Abtretung nicht offengelegt r i  wH ua  ̂u

Kommt es jedoch, wenn das Gehalt des Darlehensnehmers gepfftin d e **

wird (Ziff. 8 der Darlehensbedingungen). Erfolgen aber - p 
hier - Pfändungen, so muß der Post-Spar- und Darlehensvcre;n 
zwecks Berücksichtigung seiner Abtretung diese gegenüber naohf0  ̂
Senden Pfändungsgläubigern offenlegen. Diese Zusammenhänge 3 p r 0 _
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Falle einer

pU —

eben dagegen, daß der Überweisungsauftrag sich im 
Gehaltspfändung zwangsläufig auf den unpfändbaren Teil des Ge­
halts erstrecken soll.

Eine solche Regelung - selbst wenn sie gewollt wäre - ver­
stieße gegen den Sozialschutz des § 400 BGB, denn man kann nicht 
mit einem Abbuchungsauftrag zusammen mit einer Abtretung die un­
pfändbaren Gehaltsteile erfassen, die gerade nicht mit abgetreten 
werden dürfen (§ 400 BGB).

Soweit die Kassenrichtlinien der Beklagten etwas anderes be­
stimmen, gelten sie nicht im Verhältnis zwischen der Klägerin und 
der Beklagten, sondern stellen die eigene Rechtsauffassung der 
Beklagten dar. Jedoch kann sie sich damit weder über die Darle­
hensbedingungen noch über den Sozialschutz des § 400 BGB hinweg­
setzen.

2. An dieser Rechtslage ändert sich auch nichts durch den Hin­
weis der Beklagten, die Klägerin könne den Überweisungsauftrag 
widerrufen. Selbst wenn man davon ausgeht, daß es ein widerruf­
licher Auftrag ist, obwohl der Wortlaut das nicht erkennen läßt, 
so ist die Beklagte aufgrund dieses schon vor der Gehaltspfändung 
erteilten Auftrags allein nicht berechtigt, die Darlehensraten 
vom unpfändbaren Teil des Gehalts einzubehalten.

Zwar muß der Arbeitnehmer vom unpfändbaren Teil seiner Be­
züge seinen Lebensunterhalt bestreiten und kann in diesem Rahmen 
seinen Arbeitgeber (mit dessen Einverständnis) beauftragen, be-
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stimmte Überweisungen zur Deckung seines Lebensbedarfs vorzuneh­
men (z.B. Mietzahlungen). Daraus ergibt sich jedoch im Gegensatz 
zur Auffassung der Vorinstanz noch nicht, daß ein noch vor den 
Zwangsvollstreckungsmaßnahrnen erteilter Überweisungsauftrag un­
verändert fortbestehen soll, nachdem Pfändungen erfolgt sind. Die 
Beklagte räumt der Klägerin insoweit selbst ein Widerrufsrecht 
ein. Allerdings hat sie die Klägerin darauf nicht hingewiesen.
Die Widerrufsmöglichkeit ergibt sich noch nicht aus dem Darle­
hensvertrag (vgl. Ziff. 5 Darlehensbedingungen). Andererseits 
könnte man daran denken, daß die Beklagte - wenn sie davon aus­
geht, die Klägerin wolle den Überweisungsauftrag hinsichtlich der 
unpfändbaren Gehaltsteile aufrechterhalten - bei der Klägerin 
nach fragt. Eine solche Erkundigungspflicht wird jedenfalls zwi­
schen einer Bank und einem Kunden angenommen, wenn das Konto zur 
Ausführung der Überweisung keine ausreichende Deckung aufweist 
(vgl. Canaris in GK zum HGB, 1931, 3* Bd., 3. Teil - Bankver- 
tragsrecht - Rz 538, 539). Das hat die Beklagte versäumt und ohne 
die hiernach erforderliche Einwilligung die Darlehensraten ans 
dem unpfändbaren Teil des Gehalts an den Post-Spar- und Dar- 
1ahensverein überwiesen.

3* Unter diesen Umständen stellt sieh nicht mehr die Frage, ob 
die Darlehensbedingungen des Post-Spar- und DarlehensVereins mit 
der Klägerin gegen § 9 Abs. 2 Nr. 1 des AGB-Gesetzes verstoßen, 
weil die Klägerin nicht darauf hingewiesen worden ist, daß sie 
den OberWeisungauftrag widerrufen könne. Die Anwendung des AGB- 
Gesetzes ist auf das Rechtsverhältnis der Klägerin zum Post-Spar­
und Darlehensverein nicht ausgeschlossen, weil der Verein nicht
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der Arbeitgeber der Klägerin ist (§ 23 Abs. 1 AGB-Gesetz).

4. Die Forderung der Klägerin ist in der Höhe unstreitig. Die 
Klägerin kann hierauf die von ihr beanspruchten Zinsen aus dem 
Gesichtspunkt des Verzuges verlangen, denn sie hat die Beklagte 
mit Schreiben vom 11. September 1986 erfolglos gemahnt (19 284, 
285, 279, 288 Abs. 1 BGB).

Dr. Thomas Dr. Gehring Dr. Clderog
Dr. Kalb Hitsche
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